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Salafistische Aktivitäten in Köln 

Sehr geehrte Damen und Herren, 
 
seit dem Frühjahr 2012 ist die Öffentlichkeit schockiert über das Wirken der sog. 
salafistischen Muslime in Deutschland. Die öffentliche Koranverteilung, das 
herausfordernde Auftreten in der Öffentlichkeit und die schweren Ausschreitungen in 
Solingen und Bonn haben klarwerden lassen, dass in Deutschland ein 
gemeingefährliches islamistisches Gewaltpotential tatsächlich vorhanden ist. Die 
Ursachen scheinen sich im schäbigen Wegducken oder in einer falschen Toleranz 
finden zu lassen. Jahrelang haben Behörden und gutgläubige Politiker offenbar 
weggeschaut. Hinweise und Auffälligkeiten wurden bagatellisiert oder geleugnet. 
Jede berechtigte bzw. kritische Debatte wurde unter dem Hinweis auf die 
„Religionsfreiheit“ geknebelt. Der öffentliche Diskurs muss sich insbesondere zum 
Schutz der freiheitlich demokratischen Grundordnung der islamistischen 
Herausforderung stellen. Daher fragt die Bürgerbewegung pro Köln: 
 
1) Welche Aktivitäten sind der Verwaltung aus dem salafistische Spektrum bekannt 
und wie groß ist der Personenkreis in Köln? 
 
2) Welche Maßnahmen hat die Verwaltung ergriffen, um die salafistischen Umtriebe 
zu unterbinden und welche Fachämter sind daran beteiligt? 
 
3) Welche strukturellen bzw. organisatorischen Voraussetzungen müssten in der 
Verwaltung geschaffen werden, um einer zunehmenden Radikalisierung junger 
Muslime wirkungsvoll zu begegnen? 
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4)Mit welchen Behörden oder freien Trägern arbeitet die Verwaltung auf dem Gebiet 
der Prävention in dem oben beschriebenen Sinne zusammen? 
 
5) Plant die Verwaltung ein Konzept (z.b analog zum Integrationskonzept) oder ist 
ein solches bereits vorhanden? 
 
 
Gez. 
Jörg Uckermann 
 
 
 


